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Nun ging es doch schneller als gedacht:
Vergangene Woche hat das Bundeser-
nährungsministerium (BMEL) ein
Schreiben mit Schlussfolgerungen aus
der Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH) in Sachen
„Queisser gegen BRD“ versendet.
Noch fünf Tage zuvor hatte das BMEL
gegenüber der LZ eyrklärt, die hausin-
terne Urteils-Prüfung sei noch nicht
abgeschlossen. „Das ging nun doch re-
lativ zügig“, beobachtet Andreas
Meisterernst, Partner der Kanzlei Meis-
terernst, der Queisser vertreten hatte.

Zur Erinnerung: Der Nahrungser-
gänzungsmittel-Produzent hatte sich
gegen das deutsche „Verbot mit Er-
laubnisvorbehalt“ gewehrt. Danach
dürfen Lebensmittel keine Aminosäu-
ren enthalten – es sei denn, der Her-
steller kann eine Ausnahmegenehmi-
gung vorweisen, die wiederum nur be-
fristet auf drei Jahre erteilt wird. Mitte
Januar hatte der EuGH nach zehn Jah-
ren Rechtsstreit festgestellt, dass die
umstrittene Gleichstellung von Ami-
nosäuren mit zulassungspflichtigen
Zusatzstoffen (Paragraf 2 Absatz 3
Satz 2 LFGB) und das damit einherge-
hende Pauschalverbot mit Erlaubnis-
vorbehalt erheblichen EU-rechtlichen
Bedenken begegne. Ganze Stoffgrup-
pen ohne vorherige Risikobewertung
auszuschließen, sei unverhältnismä-
ßig. Zudem hoben die Luxemburger
Richter das System befristeter Aus-
nahmegenehmigungen auf. (lz 06-18)

In seinem Schreiben an die für die
Überwachung zuständigen Bundes-
länder gesteht das BMEL zu, dass Pau-
schalverbote nun endgültig keine Zu-

kunft mehr haben können und jetzt
gesetzgeberisches Handeln erforder-
lich wird. Nationale Verbote und Be-
schränkungen von Stoffen oder Verbo-
te auf der Grundlage spezifischer Risi-
kobewertungen werden aber weiter-
hin für erforderlich gehalten – „ob-
wohl das EU-Recht mit der Möglich-
keit zur Höchstmengenfestsetzung für
Vitamine und Mineralstoffe und der
Verankerung von Verwendungsverbo-
ten und -beschränkungen für ‚andere
Stoffe‘ alle Instrumente zur Regelung
genau dieser Fälle zur Verfügung
stellt“, wie BLL-Geschäftsführer Peter
Loosen zu bedenken gibt. Und
schließlich hält das Ministerium eine
grundsätzliche Abkehr vom Ausnah-
megenehmigungs-System scheinbar
nicht für nötig; eine Abkehr erwägt es
nur bei der Befristung.

„Das Positionspapier schafft rasch
Klarheit für den Vollzug: Paragraf 2
Absatz 3 LFGB findet keine Anwen-
dung mehr“, kommentiert Alfred Ha-
gen Meyer von der Kanzlei Meyer
Rechtsanwälte. Es sei nun geboten,
dass das BMEL das Anreicherungs-
recht zügig neu ordne. „Das wird
mehrere Jahre dauern“, prognostiziert

Meisterernst, der das Schreiben als in
sich widersprüchlich bewertet. Nach
dem Zeitplan gefragt, entgegnet eine
BMEL-Sprecherin, eine Änderung des
LFGB sei „in dieser Legislaturperiode
aus Zeitgründen schwer zu realisie-
ren“. Meisterernst fragt sich zudem,
ob das Ministerium nun sein vor eini-
gen Jahren erwogenes – und zu Beginn
dieser Legislaturperiode verworfenes
– Konzept der „Ergänzungsstoffe“
wieder aufleben lassen will. „Dies sah
für alle Stoffe, die Lebensmitteln für
ernährungsphysiologische Zwecke zu-
getan werden, ein kompliziertes Zu-
lassungsverfahren vor.“

Auch aus Sicht des BLL wird die
Überarbeitung des Anreicherungs-
rechts nicht von heute auf morgen ge-
schehen. Daher sei dieser „Zwischen-
bericht“ nötig. Loosen: „Hier signali-
siert das BMEL, dass es sich an die Ar-
beit macht – und bis zum Erlass EU-
rechtskonformer Regelungen die allge-
meinen lebensmittelrechtlichen An-
forderungen fortgelten. Sprich: Mit
Aminosäure versetzte Lebensmittel
müssen sicher sein. Das erfordert eine
Prüfung von Einzelfall zu Einzelfall.“

Gerrit-Milena Strätling/lz 08-17

Berlin zieht Schlüsse
Bundesernährungsministerium reagiert rasch auf EU-Grundsatzurteil zum Anreicherungsrecht

Frankfurt. In seinen Schlussfolge-
rungen zum „Queisser“-Urteil
gesteht das Ernährungsministeri-
um nach rund zehn Jahren ein,
dass das deutsche Anreicherungs-
recht einer Überarbeitung bedarf.

Praxisbeispiel: Nahrungsergänzungsmittel enthalten oft Aminosäuren.
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Becker-Sonennschein
sagt Tschüss
Berlin. Nachdem der Verein „Die
Lebensmittelwirtschaft“ jüngst be-
reits angekündigt hatte, seine Akti-
vitäten einzustellen, hat sich Ge-
schäftsführer Stephan Becker-Son-
nenschein diese Woche nochmals
per Rundschreiben zu Wort gemel-
det. „Vor knapp fünf Jahren sind
wir angetreten, um der Lebensmit-
telwirtschaft eine Stimme und ein
Gesicht zu geben, die Kommunika-
tion über Lebensmittel und deren
Wertschätzung positiv zu verän-
dern. Ich bedanke mich bei allen
Beteiligten für die gute Zusam-
menarbeit.“ Ende April beendet
die Plattform ihre Arbeit. lz 08-17

Carrefour wirft Lidl
Irreführung vor
Evry. Carrefour verklagt die franzö-
sische Lidl-Tochter vor dem Han-
delsgericht Evry auf Schadener-
satz. Die in Lidls TV-Spots bewor-
benen Angebote seien entgegen der
Vorschriften nicht 15 Wochen am
Stück in den Läden verfügbar, lau-
tet der Vorwurf. Lidl-Frankreich-
Geschäftsführer, Michel Biero, be-
zeichnet die Vorwürfe im französi-
schen Wirtschaftsmagazin „Chal-
lenges“ als taktische Manöver, um
das Wachstum des Discounters
auszubremsen. sas/lz 08-17

Inhaber haftet bei
Sturz vor Geschäft
Hamm. Die „Verkehrssicherungs-
pflicht“ eines Geschäftsinhabers
erstreckt sich auch auf den Geh-
weg im Zugang zum Geschäftslo-
kal. Fußgänger müssen dennoch
Unebenheiten eines Gehwegs bis
zu 2,5 cm hinnehmen – und sich
bei einem Sturz, trotz erkennba-
rer Unebenheiten, gegebenenfalls
ein Mitverschulden zurechnen
lassen. Das hat das Oberlandesge-
richt Hamm in Bezug auf einen
Lebensmittelmarkt entschieden
(Az.: 9 U 158/15). lz 08-17

EU-Verfahren gegen
die Ampel läuft noch
Brüssel. Die EU-Kommission hat
ihr Vertragsverletzungsverfahren
gegen Großbritannien bezüglich
des dortigen „Ampelsystems“ zur
Kennzeichnung von Nährwerten
noch nicht abgeschlossen – so eine
Sprecherin auf LZ-Anfrage. Der
Europäische Milchindustriever-
band EDA hatte vergangene Wo-
che erklärt, die Kommission beab-
sichtige, das Verfahren zu schlie-
ßen – sprich, grünes Licht für den
EU-rechtlich umstrittenen Vorstoß
zu erteilen. gms/lz 08-17

HCVO feiert ihren
zehnten Geburtstag
Frankfurt. Anlässlich ihres 10-jähri-
gen Bestehens lobt der TÜV Süd
die Health-Claims-Verordnung:
„Lebensmittelwerbung ist heute
vielleicht etwas weniger bunt. So-
wohl Verbraucher als auch Herstel-
ler selbst sind aber vor überzoge-
nen Versprechen besser ge-
schützt.“ Seit Juli 2007 schreibt die
EU-Verordnung vor, dass Slogans
und Angaben auf Verpackungen
und in der Werbung einer Behör-
denerlaubnis bedürfen, wenn sie
sich auf Nährstoffe oder die Ge-
sundheitswirkung des Lebensmit-
tels beziehen. Verboten wurde et-
wa der Claim, Schokolade helfe
beim Wachsen. lz 08-17

Was unter dem Oberthema Anti-Kor-
ruptionsgesetz begonnen hat, hat sich
in den parlamentarischen Diskussio-
nen und zahlreichen Zusatzvereinba-
rungen im vergangenen Jahr zu einem
Gesetz entwickelt, das, wie in Frank-
reich üblich, nur noch nach seinem
Urheber, dem Finanzminister, be-
nannt werden kann, das Loi Sapin 2.
Transparenz und Modernisierung
sind die beiden weiteren Kernanlie-
gen der Regulierung.

Der organisierte Lebensmittelhan-
del, der zwar bisher nicht durch Kor-
ruption, sondern durch Verhand-
lungsmacht und -größe und entspre-
chend selbstbewusstes Vorgehen ge-
kennzeichnet war, ist an die Leine ge-
nommen worden. Sogenannte Kne-
belverträge, in denen die Marktmacht
sich manifestieren könnte, sind ver-
boten. Die Urheber gehen von einem
„signifikanten Ungleichgewicht“ der
Marktpartner aus, erläutert Stephan
Lesage-Mathieu, Partner der GGV-
Rechtsanwälte, der sich auf deutsch-
französisches Wirtschaftsrecht spezia-
lisiert hat.

Bis zum 1. März eines Jahres müs-
sen die Verhandlungen abgeschlossen
werden. Alle Preisbestandteile und
Gegenleistungen müssen exakt doku-
mentiert werden; jede Veränderung
muss auf beiden Seiten Entsprechung
finden. Und dieses Formular, das seit
dem Loi Sapin 2 auch für zwei oder
drei Jahre gelten darf, kann auf Antrag
von den Handelsgerichten überprüft
werden, sei es durch die Klage eines
Betroffenen oder durch Eingreifen der
Behörden bei Verdacht. Alle Verhand-
lungsergebnisse sollen transparent
sein, so die Zielsetzung.

Begründet wird das Paket unter
anderem mit dem Schutz der kleinen
und mittleren Unternehmen, vor al-
lem im Bereich Landwirtschaft. Soll-
ten die Gerichte zum Schluss kom-
men, dass Marktmacht ausgenutzt

wird zu Knebelverträgen, können Ver-
träge für nichtig erklärt werden und
bis zu 5 Mio. Euro Bußgeld pro Fall
anfallen. Bei einer systematischen
Verletzung kämen bis zu 5 Prozent
des Umsatzes als Bußgeld infrage. Die
Sanktionsentscheidung der Behörde
wird nun in jedem Fall veröffentlicht.

Einzelne Bestandteile von Verein-
barungen, die nicht leistungsgerecht
wären, könnten ausgehebelt werden,
und der französische Kassationshof
hat vor einigen Tagen sogar im Fall der
Einkaufszentrale von Leclerc bestätigt,
dass der ausgehandelte Netto-Netto-
Preis an sich revidierbar ist. Und der
Verhandlungsabbruch als taktisches
Element ist ein No-go geworden.

Für Lesage-Mathieu ist das nun ju-
ristisch hergestellte Gleichgewicht al-
lerdings „fragil“. Letztlich drückt es

sich aus in der Preisfrage, die für bei-
de Seiten wirtschaftlich kalkulierbar
sein muss. Die neue Wettbewerbs-
klausel allerdings besagt, dass Abga-
bepreise angepasst werden können,
wenn die Marktpreise sich verändern.
Handelsgerichte dürfen die Durch-
schnittspreise der Branche als Maß-
stab nutzen. Dahinter steht auch eine
grundsätzliche Revolution im franzö-
sischen Vertragsrecht Code Civil, die
zum 1. Oktober 2016 in Kraft getreten
ist, nach der Verträge nun nicht mehr
heilig sind, sondern den veränderten
und nachgewiesenen realen Verhält-
nissen angepasst werden dürfen.

Aus Gleichgewichtsgründen brin-
gen Händler neue Klauseln in den
Vertragsverhandlungen ein, die den
Lieferanten eine Meldepflicht bei Er-
reichen einer bestimmten Umsatz-
schwelle auferlegen, damit einer zu
großen Abhängigkeit des Lieferanten
entgegengewirkt werden kann. Ein
weiterer Aspekt, der im Gesetz Unter-
schlupf fand, ist die strengere Sankti-
on der Regulierung von Zahlungszie-
len. Sie sind auf 30 Tage festgesetzt,
vertraglich können 45 Tage ausgehan-
delt werden, wenn es dabei gerecht
zugeht. Auch soll im Bereich der

Frankfurt. Die Zusammenarbeit
zwischen Handel und Industrie
steht im Nachbarland Frankreich
seit 2014 unter ganz neuen Vor-
zeichen, die zum Jahresbeginn
erneut verschärft wurden. Die
Vertragsgestaltung zwischen den
beiden Geschäftspartnern ist nicht
länger Geheimsache, sondern
kann von Behörden kontrolliert
werden.

Beispiel: Der Eurelec-Kooperationspartner Leclerc ist in Frankreich wegen sittenwid-
riger Praktiken verurteilt worden.
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Dr. Stephan Lesage-
Mathieu, Partner
der Kanzlei GGV –
Büros in Frankfurt
und Paris –, erläu-
tert der LZ Kern-
anliegen und Inhalt
des „Loi Sapin 2“.

Fortsetzung auf Seite 28

Paris reguliert das Gleichgewicht
Neue französische Gesetze engen die Spielräume in Konditionenverhandlungen für den Handel stark ein

Berlin. Union und SPD haben sich zur
umstrittenen Mängelhaftungsreform
geeinigt (lz 02-17). Der Handwerker
kann künftig vom Händler nicht nur
neues Material verlangen, sondern
auch einen Ausgleich für die ihm zu-
sätzlich entstandenen Ein- und Aus-
baukosten, wenn die verbaute Ware
mangelhaft war. Die neue Haftungsre-
gel erfasst auch Fälle wie das Auftra-
gen fehlerhafter Farbe. Obi & Co.
können die Haftung für Ein- und Aus-
baukosten jedoch weiter in ihren AGB
ausschließen. Um diese „AGB-Festig-
keit“ hatte es bis zuletzt Streit gege-
ben. „Zwar haben wir uns für eine
klare Anspruchsposition des Hand-
werkers stark gemacht, die eben nicht
per AGB wieder ausgehebelt werden
kann“, sagt Marc Zgaga vom Mittel-
standsverbund ZGV. Indes gebe es
auch Fälle, in denen die Verhand-
lungsposition zwischen einem kleine-
ren Baustoffhändler und einem Groß-
konzern-Kunden nicht der zwischen
Baustoffhändler und Handwerker ent-
spreche. Daher, und weil die Recht-
sprechung kleine Handwerksbetriebe
in der Regel als Verbraucher behandele
und damit eine abweichende AGB-

Klausel ohnehin in der Regel unzuläs-
sig sei, ist der Kompromiss laut Zgaga
gelungen. „Wir konnten durchsetzen,
dass bei der AGB-Gestaltung im B2B-
Bereich auch künftig die im Handels-
verkehr geltenden Gewohnheiten an-
gemessen zu berücksichtigen sind“, so
Peter Schröder vom HDE. Damit wer-
de die Vertragsfreiheit nicht völlig un-
verhältnismäßig eingeschränkt und
man habe einen „gefährlichen Paradig-
menwechsel im AGB-Recht“ verhin-
dern können. gms/lz 08-17

Koalition stärkt
die Handwerker

„Gefährlichen
Paradigmenwechsel im
AGB-Recht verhindert“

Peter Schröder, Handelsverband HDE


